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An den 
Vorsitzenden des Kreistages Bergstraße 
Herrn Gottfried Schneider  
Gräffstraße 5 
 
64646 Heppenheim 
 
 
 
 
 
Antrag für die Sitzung des Kreistages am 12.09.2016 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Schneider, 
 
die Fraktion FREIE WÄHLER im Kreistag Bergstraße stellt folgenden 
Resolutionsantrag: Frühkindliche Bildung fördern, gebührenfreie KiTa-Plätze in 
Hessen 
 
 
 
Der Kreistag Bergstraße möge beschließen: 
 
Antrag: 
 
Der Kreistag Bergstraße unterstützt das Volksbegehren "Gebührenfreie KiTa-Plätze 
in Hessen“. Die Vordrucke zur Unterstützung des Volksbegehrens werden in allen 
Einrichtungen des Kreises Bergstraße ausgelegt. Die dem Kreis Bergstraße 
angehörenden Kommunen werden gebeten das Volksbegehren aktiv zu 
unterstützen. 
 
 
Begründung: 
 
Kindertagesstätten sind wie Schulen und Universitäten Bildungseinrichtungen mit einem 
klaren Bildungsauftrag. In der frühen Kindheit werden elementare Basiskompetenzen und 
Schlüsselqualifikationen erworben, um später in Schule, Arbeitswelt und im gesamten 
sozialen Miteinander erfolgreich sein zu können. 
 
Der Besuch von Kindertagesstätten darf deshalb nicht vom Geldbeutel der Alleiner-
ziehenden oder der Eltern abhängig sein, denn Gebühren sind Barrieren.  
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Was von der Verfassungsberatenden Landesversammlung am 29. Oktober 1946 in Artikel 
59.1 für Grund-, Mittel-, höhere und Hochschulen beschlossen wurde, nämlich das der 
Unterricht in diesen Einrichtungen unentgeltlich zu erfolgen hat, muss auch für 
Kindertagesstätten gelten.  
 
Die Beitragsfreiheit der Kindertagestätten muss dringend erfolgen. Nur so ist eine Teilhabe 
aller Kinder im Sinne gleicher Bildungschancen und einer optimalen Eingliederung in das 
gesellschaftliche Leben möglich.   
 
Die Städte und Gemeinden sind finanziell nicht in der Lage, diese Beitragsfreiheit zu 
finanzieren. Deshalb muss das Land Hessen diese Kosten übernehmen und den § 32c 
des Hessischen Kinder- und Jugendhilfegesetzbuches (HKJGB) wie im Volksbegehren 
gefordert ändern. Der Kreistag Bergstraße unterstützt dieses Volksbegehren. 
 
Weitere Begründung erfolgt mündlich. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
FREIE WÄHLER im Kreistag Bergstraße 
 
 
 
Walter Öhlenschläger 
Fraktionsvorsitzender 




